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Kleine Anfrage des Abgeordneten Ronny Kupke (BSW) 
Drs.-Nr.: 8/2246  
Thema:  Rückforderung von Bürgergeld  

Sehr geehrter Herr Präsident, 

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt: 

„In einem Medienbeitrag wurde berichtet, dass das Jobcenter Chemnitz 
den Zoll beauftragt, eine Pfändung bei einem Kind durchzusetzen. Es ging 
um die Rückforderung von Bürgergeld bei einem Elfjährigen.“ 

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 

Frage 1: Ist solch eine Praxis in den sächsischen Jobcentern eine 
Ausnahme oder können die Jobcenter auf solche Maßnahmen 
zurückgreifen? 

Frage 2: Falls die sächsischen Jobcenter auf solche Maßnahmen 
zurückgreifen können, nach welcher gesetzlichen Grundlage dürfen sie 
das? 

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 1 und 2: 

Die Rückforderung von zu Unrecht gezahlten Leistungen entspricht geltendem 
Recht gemäß §§ 45 ff. des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) und ist 
im Rahmen des gängigen Verwaltungsverfahrens umzusetzen. 

Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) werden jeder 
Person in der Bedarfsgemeinschaft nach dem Individualprinzip gewährt. Kommt 
es zu einer Überzahlung von Bürgergeld, führt das zu individuellen 
Rückforderungsansprüchen gegen jedes Mitglied der Bedarfsgemeinschaft, 
auch gegen minderjährige Kinder. Rückforderungsansprüche gegen ein 
minderjähriges Kind sind einem gesetzlichen Vertreter/einer gesetzlichen 
Vertreterin bekannt zu geben, somit in der Regel an ein Elternteil. Unabhängig 
davon ist das Kind jedoch rechtlich Schuldner des Rückforderungsanspruchs. 
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Zur Rückforderung von zu Unrecht gezahlten Leistungen nach dem SGB II wird die 
Bedarfsgemeinschaft durch das Jobcenter angehört. Im Fall von minderjährigen 
Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft deren gesetzliche Vertreterin bzw. gesetzlicher 
Vertreter. Dabei kommt eine Rückzahlung in einer Summe in voller Höhe gemäß § 50 SGB 
X oder eine Aufrechnung nach § 43 SGB II in Betracht. Die Entscheidung muss die 
Bedarfsgemeinschaft dem Jobcenter mitteilen. 

Bei einer Rückforderung erhält der Hauptantragsteller („Kopf der Bedarfsgemeinschaft“) 
einen Rückforderungsbescheid. In dem Bescheid sind auch die individuellen 
Rückforderungen der minderjährigen Bedarfsgemeinschaftsmitglieder aufgezeigt. 
Zusätzlich wird in dem Schreiben darauf hingewiesen, dass das Jobcenter den Inkasso-
Service der Bundesagentur für Arbeit mit der Zahlungsabwicklung und dem 
Forderungseinzug beauftragt und dass Anträge im Zusammenhang mit den 
Zahlungsmodalitäten (Ratenzahlung oder Stundung) dorthin zu richten sind.  

Erfolgt durch die Bedarfsgemeinschaftsmitglieder keine Reaktion zu den aufgezeigten 
Zahlungsmodalitäten und wird bei Zahlungsverzug auf Anschreiben, Mahnungen nicht 
gegenüber dem Jobcenter oder dem Inkasso-Service reagiert, wird im Rahmen des 
Verwaltungsverfahrens durch den Inkasso-Service das Hauptzollamt eingeschaltet. Das 
Hauptzollamt geht vor Ort, setzt im Zweifel Vollstreckungsmaßnahmen/Pfändungen durch 
und liefert Informationen für das weitere Verfahren an den Inkasso-Service.  

Hinsichtlich der Einziehung einer Forderung bestehen keine Ausnahmeregelungen für 
minderjährige Kinder. Auch diese sind gemäß § 34 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) 
zu verfolgen. 

Vollstreckungstermine beim Schuldner als Ultima Ratio kommen nur dann zur Anwendung, 
wenn in der Vergangenheit keine Reaktionen auf Mahnungen und sonstige Schreiben 
durch den Hauptantragsteller erfolgt sind.  

Frage 3: Wie oft wurde in sächsischen Jobcentern für die Jahre 2020 bis 2024 die 
Pfändung bei einem minderjährigem Kind durchgesetzt? 

Von einer Beantwortung wird abgesehen. 

Die Staatsregierung ist dem Sächsischen Landtag nur für ihre Amtsführung verantwortlich. 
Sie ist daher lediglich in Angelegenheiten zur Auskunft verpflichtet, die in ihre Zuständigkeit 
fallen und muss nicht auf Fragen eingehen, die außerhalb ihres Verantwortungsbereichs 
liegen. Letzteres ist hier der Fall, denn die Frage betrifft ausschließlich Sachverhalte, die 
in der Zuständigkeit der Jobcenter liegen. 

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung 

Dirk Panter 
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